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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s r a t s p r o t o k o l l  Nr. 90 

vom 18. Juli 1919. 

 

Anwesend:1 

Sämtliche Staatssekretäre ausgenommen Staatskanzler Dr. R e n n e r, die Staatssekretäre Dr. 

S c h u m p e t e r, S t ö c k l e r (beurlaubt) und Dr. L o e w e n f e l d -R u s s  (beurlaubt), 

ferner Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamte der Finanzen Sektionschef Dr. G r i m m, ferner zu Punkt 7: Sektionsrat Dr. 

W i l f l i n g. 

 

Vorsitz: 

Vizekanzler F i n k. 

(bei Punkt 9: Staatssekretär Dr. B r a t u s c h) 

 

Reinschrift (12 Seiten), Konzept, stenographisches Protokoll, Entwurf der TO 

 

Inhalt: 

1. Notstandshilfe für das Land Oberösterreich. 

2. Erlassung eines allgemeinen Alkoholverbotes, Dienstführung in den staatlichen 

Ämtern und Lohnzahlung an die Arbeiter in den staatlichen Betrieben - am 21. Juli l. 

J. 

3. Voranschlag für die „Salzburger Zeitung" für 1919/20. 

4. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung über die 

Geschäftsordnung und Geschäftsführung der Betriebsräte. 

5. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung über die Geschäftsführung 

der Vertrauensmänner. 

6. Gesetzentwurf über die Entrichtung einer Abgabe von Spielen in öffentlichen Lokalen 

zur Fürsorge für Kriegsbeschädigte, Kriegswitwen und Kriegerwaisen 

(Spielabgabengesetz). 

                                                 
1  Weiters war auch ein Schriftführer anwesend. 
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7. Pensions-Begünstigungsgesetz. 

8. Gesetzentwurf über die Gewährung von Teuerungszulagen für die Zeit vom 1. Juli bis 

31. Dezember 1919 an die aktiven und pensionierten Lehrpersonen der öffentlichen 

Volks-und Bürgerschulen sowie an die Witwen und Waisen nach solchen 

Lehrpersonen. 

9. Frage des Anschlusses Vorarlbergs an die Schweiz. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 3 betr. Vortrag über den Voranschlag bzw. die damit geplanten Änderungen 

der Salzburger Amtsblätter (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 4 betr. Anschreiben und Vollzugsanweisung des StA. f. soziale Verwaltung 

über die Geschäftsordnung und Geschäftsführung der Betriebsräte (31 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. soziale Verwaltung über die 

Geschäftsführung der Vertrauensmänner (4 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Gesetzesentwurf des StA. f. soziale Verwaltung über die Entrichtung 

einer Abgabe von Spielen in öffentlichen Lokalen zur Fürsorge für Kriegsbeschädigte, 

Kriegerwitwen und Kriegerwaisen (Spielabgabengesetz, 4 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Gesetzesentwurf des StA. f. Finanzen über die Gewährung von 

Teuerungszulagen f. d. 2. Halbjahr 1919 für die aktiven und pensionierten Lehrpersonen der 

öff. Volks- und Bürgerschulen sowie deren Waisen und Witwen (2 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Abschrift einer Zuschrift des Vorarlberger Landesrates an die 

Staatskanzlei über die Frage des Anschlusses Vorarlbergs an die Schweiz (4 Seiten) 

 

1. 

Notstandshilfe für das Land Oberösterreich. 

Der Vorsitzende macht Mitteilung von einem ihm zugekommenen Ansuchen der 

Landesregierung in Linz um Gewährung eines Vorschusses von 300.000 K auf Rechnung der 

zu gewärtigenden staatlichen Notstandshilfe für das Land Oberösterreich aus Anlass der durch 

die Wetterkatastrophe am 8. Juli d. J. namhaften Teilen des Landes erwachsenen Schäden; da 

die Fertigstellung der Schadenserhebungselaborate längere Zeit in Anspruch nehmen werde, 

erweise sich die Übermittlung des angeforderten Betrages bereits im gegenwärtigen 

Zeltpunkte als dringend geboten. 

Staatssekretär E l d e r s c h gibt bekannt, dass er auf Grund des mit dem Staatsamt für 

Finanzen bereits hergestellten Einvernehmens die Überweisung dieses Betrages im Falle der 
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Genehmigung des Kabinettsrates unverzüglich veranlassen werde.  

Der Kabinettsrat erteilt hiezu seine Zustimmung. 

 

2. 

Erlassung eines allgemeinen Alkoholverbotes, Dienstführung in den staatlichen Ämtern 

und Lohnzahlung an die Arbeiter in den staatlichen Betrieben - am 21. Juli d. J. 

Staatssekretär E l d e r s c h bringt zur Kenntnis, dass ihn der Reichsvollzugsausschuss der 

Arbeiterräte ersucht habe, sich dafür einzusetzen, dass die Regierung für den kommenden 

Montag - den Tag des Generalstreikes - ein allgemeines Alkoholverbot erlasse. Er pflichte der 

Auffassung der Arbeiterräte vollkommen bei und nehme daher in Aussicht, den 

Landesregierungen unter Bezugnahme auf dieses Ansuchen des Reichsvollzugsausschusses 

zu empfehlen, für jene Orte, in denen am Montag gestreikt wird, ein allgemeines 

Alkoholverbot anzuordnen; für Wien halte er überdies die Ausdehnung dieses Verbotes auf 

den kommenden Tag (Dienstag) für angezeigt. Zu diesen Verfügungen erbitte er sich die 

Zustimmung des Kabinettsrates. 

In der hierüber abgeführten Debatte trat die übereinstimmende Auffassung zu Tage, dass 

sich die Erlassung eines derartigen Verbotes als äußerst wünschenswert darstelle; nur waren 

die Meinungen hinsichtlich des Zeitpunktes des Beginnes eines solchen Verbotes und seiner 

Dauer mehrfach geteilt. In diesem Zusammenhange wurde auch die Frage der Dienstführung 

bei den staatlichen Behörden und Ämtern am kommenden Montag berührt. 

Der Kabinettsrat pflichtete schließlich dem Antrage des Staatssekretärs E l d e r s c h 

wegen Erlassung eines allgemeinen Alkoholverbotes am kommenden Montage (für Wien 

außerdem noch am Dienstage) vollinhaltlich bei und beschloss weiters, als allgemeine 

Richtlinie für den Dienst in den staatlichen Ämtern am 21. d. M. festzustellen, dass der an 

Feiertagen übliche Dienstbetrieb Platz zu greifen habe und dass aus besonderen öffentlichen 

Rücksichten bei einzelnen Ämtern etwa notwendige Abweichungen von dieser Regel von den 

Amtsvorständen nach Anhörung der Staatsangestelltenorganisationen der betreffenden 

Behörden festzusetzen wären. 

Schließlich wird beschlossen, das nachstehende Kommuniqué in der Presse zu 

verlautbaren: 

„Der Kabinettsrat hat sich in seiner heutigen Sitzung unter anderem auch mit der Frage der 

Dienstführung bei den staatlichen Behörden und Ämtern am Montag, den 21. d. M., befasst 

und beschlossen, dass an diesem Tage die übliche Feiertagsdienstordnung Platz zu greifen 

hat. In jenen Ämtern, in denen aus öffentlichen Rücksichten Abweichungen von dieser 
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Richtlinie geboten sind, werden die bezüglichen Amtsvorstände nach Rücksprache mit den 

Staatsangestelltenorganisationen das Erforderliche festzusetzen haben.“ 

Sektionschef G r i m m wirft noch die Frage auf, welche Lohnzahlungen den Arbeitern in 

den staatlichen Betrieben für den 21. zu leisten seien. 

Nach seinem Vorschlage einigt sich der Kabinettsrat auf die bei der Maifeier in den 

vergangenen Jahren beobachtete Gepflogenheit, derzufolge den Arbeitern der Lohn für den 

Streiktag dann nicht abgezogen werden darf, wenn sie sich verpflichten, die versäumte Arbeit 

im Laufe der nächsten Tage nachzuholen.2 

 
α E l d e r s c h: Vom Reichsvollzugsausschuss der Arbeiterräte ein Ansuchen: Die Regierung möge für 

Montag ein allgemeines Alkoholverbot erlassen. Sprecher ist sehr dafür und erwartet sich die Ermächtigung, die 

Verständigung an die Landesregierungen ergehen zu lassen, dass ihnen dringend empfohlen unter Bezugnahme 

auf dieses Ansuchen, für jene Orte, in welchen am Montag gestreikt wird, das Alkoholverbot anzuordnen. Für 

Wien durch die Palastdirektion. Außerdem am Dienstag (für Wien)  

F i n k: Am Sonntag früherer Schluss der Heurigenschenken.  

E l d e r s c h: Da auch die Elektrische nicht verkehren wird, so glaube ich, dass die Ämter angewiesen 

werden könnten, entweder Sonntagdienst ....  

P a u l: Bezüglich des Exekutivdienstes in Wien (Post): Wurde das Ersuchen gestellt, den Dienst möglichst 

einzuschränken. (Auf Feiertagsdienst). Wenigstens Vormittag gearbeitet.  

E l d e r s c h: Sehr Wert darauf gelegt, dass in den Abendblättern ein Kommuniqué erscheint, dass 

Kabinettsrat zustimmt, dass Feiertagdienst gemacht wird. Abweichungen sind mit den Amtsvorständen zu 

vereinbaren.  

B a u e r: Kabinettsrat hat beschlossen als allgemeine Richtlinie den Feiertagsdienst festzustellen. Wo aus 

allgemeinen Rücksichten Abweichungen erforderlich sind, sind von den Amtsvorständen mit den 

Angestelltenorganisationen diese zu vereinbaren. α 

 

3. 

Voranschlag für die „Salzburger Zeitung" für 1919/20. 

Der Vorsitzende teilt mit, dass die Landesregierung in Salzburg eine grundlegende 

Änderung in der Organisation des Landesamtsblattes beschlossen und diese Änderung, ohne 

die hierseitige Zustimmung einzuholen, auch bereits durchgeführt habe, wodurch eine 

beträchtliche Mehrbelastung der Staatsfinanzen resultiere. 

Die Staatskanzlei beabsichtige nunmehr, die Entscheidung über das Verlangen der dortigen 

Landesregierung nach Sicherstellung der Bedeckung für diesen erhöhten Aufwand im 

Staatsvoranschlage pro 1919/20 von der vorherigen Klärung des Umfanges und der 

                                                 
2  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 
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Zweckmäßigkeit der beabsichtigten Neuorganisierung und der damit zusammenhängenden 

sachlichen und personellen Vorsorgen abhängig zu machen. Bis dahin soll das Erfordernis für 

diese Landeszeitung im Staatsvoranschlage nur mit den bisher veranschlagten Zifferansätzen 

berücksichtigt werden. 

Der Kabinettsrat pflichtet dem im Wortlaut bekanntgegebenen einschlägigen Erlasse der 

Staatskanzlei an die Landesregierung in Salzburg bei.3 

 

4. 

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung über die Geschäftsordnung und 

Geschäftsführung der Betriebsräte. 

Staatssekretär H a n u s c h erbittet vom Kabinettsrate die Ermächtigung zur Erlassung 

einer Vollzugsanweisung über die Geschäftsordnung und Geschäftsführung der Betriebsräte. 

Der Vorsitzende beanständet in dem dem Kabinettsrate vorliegenden Entwurfe die 

Bestimmung des letzten Satzes Im § 21, Abs. 2, der seiner Meinung nach über den Rahmen 

des der Vollzugsanweisung zugrunde liegenden Gesetzes hinausgehe. 

Staatssekretär H a n u s c h erklärt, diesen Bedenken durch Eliminierung des letzten Teiles 

dieses Satzes Rechnung tragen zu wollen, sodass der Absatz 2 mit den Worten zu schließen 

hätte: „insbesondere sind sie zur Wahrung des Geschäftsgeheimnisses verpflichtet". 

Der Kabinettsrat erteilt sodann dem Staatssekretär für soziale Verwaltung die erbetene 

Ermächtigung zur Erlassung der Vollzugsanweisung mit der vorbezeichneten Änderung im § 

21.4 

 
α 5.) H a n u s c h: Geschäftsordnung und Geschäftsführung der Betriebsräte.  

F i n k: in der letzten Zeit: Wenn man die Freiheit der Gesinnung und Freiheit so terrorisiert.  

H a n u s c h: Das geschieht nicht einseitig. Am Land gehen die christlichsozialen Leute in derselben Weise 

vor.  

Z e r d i k: Man sollte wirklich von der Regierung aus Stellung nehmen. (Hinkematten ?).  

R....: Heute war eine chr. Organisation von Arbeitern bei mir; Vertrauensmänner Odelga. Arbeitslosenheim: 

Zuschuss der Stadt Wien. Arbeitslosenämter.  

B a u e r: Vorschlag, nicht über Einzelfälle, die noch nicht untersucht sind. Es handelt sich um die szd. 

Organisation. Koalition; Zweckverband mit Parlament und der Regierung. Daraus ist Parteikampf ganz 

ungehindert vor sich gegangen. Presse!! Wenn sie die Koalition von unserem Verhalten außerhalb des 

                                                 
3  Nach diesem Tagesordnungspunkt scheint im Stenogramm ein weiterer Tagesordnungspunkt auf, der nicht in 

die Reinschrift aufgenommen wurde und im Anschluss an das Protokoll unter „Zusätze aus dem 
Stenogramm, Punkt 4“ wiedergegeben wird. In weiterer Folge differiert die Nummerierung in Reinschrift 
und Stenogramm. 

4  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt statt des Protokolltextes die ausführlichen Ausführungen im 
Stenogramm, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben werden. 



6 
90 – 1919-07-18 

 
 

Parlamentes abhängig machen wollen, dann werden wir den Kampf aufnehmen. Ich halte diese Methode nicht 

für zweckmäßig.  

E l d e r s c h: Außer Wien wird sich das zumeist am Land ereignen. Da wird das von den Bauern gegenüber 

den Arbeitern provoziert.  

F i n k: Bittet Eldersch, sich das Amt weiter anzusehen, würde wünschen, dass wir den konkreten Standpunkt 

einnehmen.  

Z e r d i k: Koalition kein Liebeshort. Zu einer gewissen Anständigkeit verpflichtet.  

D e u t s c h: 2 Gedanken laufen nebeneinander. Die ganze bisherige Zusammenarbeit wird dann anders 

gestaltet werden müssen.  

Z e r d i k: In diesen Erklärungen erblicke ich keine ....  

M i k l a s: Eines ist sicher, wenn aus dem Kampf in der Wählerschaft und in der Presse sich unangenehme 

Dinge ereignen, die Anlass zu Rekrimination geben und man kommt damit vor die Regierung, so ist die 

Regierung verpflichtet, irgendwie eine Enunziation hinauszugeben. In dem Punkt sind wir eine einheitliche 

geschlossene Regierung.  

B a u e r: Ich werde meinerseits nicht einer Erklärung zustimmen, welche sich ausschließlich auf diese eine 

Frage bezieht. Ich würde darauf bestehen, dass gewisse Dinge, die mit dem Kampf gegen die Regierung ….. 

zum Gegenstand einer …… [Auslassungen im Stenogramm] (Presse und persönliche Beziehungen angeknüpft 

hat mit ausländischen Missionen). Weiters würde ich gezwungen sein, gewisse Äußerungen zum Gegenstand 

von Erhebungen zu machen, die von offiziellen Persönlichkeiten in der Sozialisierungskommission ...  

E l d e r s c h: Wird sich bemühen, den Fall festzustellen. § 21 ... abgeändert. α 

 

5. 

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung über die Geschäftsführung der 

Vertrauensmänner. 

Staatssekretär H a n u s c h erbittet vom Kabinettsrate die Ermächtigung, auf Grund des 

Gesetzes vom 15. Mai 1919, St.G.Bl. Nr. 283, betreffend die Errichtung von Betriebsräten, 

eine Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung über die Geschäftsführung 

der Vertrauensmänner erlassen zu dürfen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

6. 

Gesetzentwurf über die Entrichtung einer Abgabe von Spielen in öffentlichen Lokalen zur 

Fürsorge für Kriegsbeschädigte, Kriegerwitwen und Kriegerwaisen (Spielabgabengesetz.) 

Staatssekretär H a n u s c h unterbreitet dem Kabinettsrate den Entwarf eines Gesetzes über 

die Entrichtung einer Abgabe von Spielen in öffentlichen Lokalen zur Fürsorge für 

Kriegsbeschädigte, Kriegerwitwen und Kriegerwaisen(Spielabgabengesetz) und erbittet sich 

vom Kabinettsrate die Ermächtigung zur Einbringung dieser Vorlage in der Nationalver-

sammlung. Der sprechende Staatssekretär macht gleichzeitig darauf aufmerksam, dass mit 
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dem § 8 dieses Gesetzentwurfes - über Wunsch des Staatsamtes für Justiz - eine Abänderung 

des § 522 des Strafgesetzes über Glücksspiele und verbotene Spiele vorgenommen wird. 

Unterstaatssekretär M i k l a s stellt es zur Erwägung, ob eine solche Abänderung des 

Strafgesetzes nicht etwa durch ein eigenes Gesetz bewerkstelligt werden sollte, wobei es 

allerdings auch der Beratung im Ausschusse der Nationalversammlung vorbehalten bleiben 

könnte, zu dieser Frage Stellung zu nehmen. 

Der Kabinettsrat ermächtigt schließlich den Staatssekretär für soziale Verwaltung zur 

Einbringung der Gesetzesvorlage in unveränderter Fassung. 

 

7. 

Pensions-Begünstigungsgesetz. 

Sektionschef G r i m m berichtet über das Ergebnis der Beratungen des vom Kabinettsrate 

in der Sitzung am 15. Juli d. J. eingesetzten Komitees zur Neustilisierung des § 2, al. 2, des 

„Gesetzentwurfes, womit Maßnahmen zur Erleichterung des Übertrittes von 

Zivilstaatsangestellten in den dauernden Ruhestand getroffen werden (Pensions-

Begünstigungs-Gesetz).“ 

Das Komitee sei zu dem Ergebnisse gelangt, dass den gegen die ursprüngliche Fassung 

dieses § geltend gemachten Bedenken durch Erstreckung der Frist des 31.Dezember 1920 auf 

den 30. Juni 1921, - bei gleichzeitiger Beseitigung der Bestimmung über die Zulassung von 

Ausnahmen, - Rechnung zu tragen wäre. 

Demgegenüber verweist Vizepräsident Dr. P a n t z auf die im Staatsamte für Land- und 

Forstwirtschaft vorherrschenden besonderen Verhältnisse, welche im Interesse einer klaglosen 

Fortführung des Dienstes für die Zukunft die Gestattung derartiger Ausnahmen als 

unabweislich erscheinen lassen. 

Sektionschef Dr. G r i m m stellt daraufhin den Vermittlungsantrag, der Kabinettsrat möge 

den Vorschlag des Komitees aufrechterhalten, gleichzeitig jedoch aussprechen, dass für den 

Fall nachgewiesener Unentbehrlichkeit einzelner, auf Grund dieses Gesetzes pensionierter 

Beamter vom Kabinettsrate ganz ausnahmsweise deren Weiterverwendung auf Grund 

vertragsmäßiger Anstellung bewilligt werden könne. 

Der Kabinettsrat erhebt sohin den Antrag des Komitees mit dem Ergänzungsvorschlage 

des Sektionschefs Dr. G r i m m zum Beschlusse. 

 

8. 

Gesetzentwurf über die Gewährung von Teuerungszulagen für die Zeit vom l. Juli bis 31. 
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Dezember 1919 an die aktiven und pensionierten Lehrpersonen der öffentlichen Volks- und 

Bürgerschulen sowie an die Witwen und Waisen nach solchen Lehrpersonen. 

Namens des Staatssekretärs für Finanzen erbittet und erhält Sektionschef Dr. G r i m m die 

Ermächtigung des Kabinettsrates zur Einbringung eines Gesetzentwurfes über die Gewährung 

von Teuerungszulagen für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1919 an die aktiven und 

pensionierten Lehrpersonen der öffentlichen Volks- und Bürgerschulen sowie an die Witwen 

und Waisen nach solchen Lehrpersonen.5 

 

9. 

Frage des Anschlusses Vorarlbergs an die Schweiz. 

Der Vorsitzende ersucht, sich während der Beratung dieses Gegenstandes absentieren zu 

dürfen und übergibt den Vorsitz dem Staatssekretär Dr. B r a t u s c h. 

Dieser verweist darauf, dass der Kabinettsrat in der Frage des Anschlusses Vorarlbergs an 

die Schweiz am 24. Juni l. J. die Absendung einer Zuschrift an den Landessrat in Bregenz 

beschlossen habe Auf diese von der Staatskanzlei abgefertigte Note sei nunmehr vom 

Vorarlberger Landesrate eine Antwort eingelangt. 

Die Staatskanzlei beabsichtige über diese Stellungnahme des Landesrates in Bregenz 

vorläufig nichts zu verfügen. 

Staatssekretär B a u e r hält eine Beantwortung dieser Note durch die Regierung für 

zweckmäßig, ja für unerlässlich, einerseits um die unzutreffende Auslegung der Note der 

Staatskanzlei durch den Vorarlberger Landesrat zu berichtigen, andererseits um die 

Forderung, die Angelegenheit bei der Friedenskonferenz zur Sprache zu bringen, sowie das 

Ansuchen um eine grundsätzliche Anerkennung der Anschlussmöglichkeit Vorarlbergs an die 

Schweiz durch die Staatsregierung strikte abzulehnen. 

Der Kabinettsrat pflichtet dieser Auffassung bei und ladet den Staatssekretär Dr. B a u e r 

ein, einvernehmlich mit dem Staatssekretär Dr. B r a t u s c h und der Staatskanzlei den 

Entwurf einer diesfälligen Antwortnote zu verfassen und diesen dem Kabinettsrate zur 

Genehmigung vorzulegen.6 

 
α  

1) Berichtigung der Unrichtigkeiten 

                                                 
5  Nach diesem Tagesordnungspunkt scheint im Stenogramm ein weiterer Tagesordnungspunkt auf, der nicht in 

die Reinschrift aufgenommen wurde und im Anschluss an das Protokoll unter „Zusätze aus dem 
Stenogramm, Punkt 11“ wiedergegeben wird. 

6  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 
wiedergegeben wird. 
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2) Antwort bei der Forderung, dass man Frieden ….. ablehnen 

3) Schweiz: Ablehnen. 

11.) B r a t u s c h: Vorarlberg  

Staatskanzlei beabsichtigt, über diese Zuschrift nichts zu verfügen.  

B a u e r: Das scheint mir ganz unmöglich. Diese Zuschrift ist in vielen Punkten höchst sonderbar. Sie leistet 

sich im ersten Punkt eine Auslegung unserer Note, die nicht sinngemäß ist. Höflichst erklärbar sollte man ihnen 

auf ihre Bitte antworten, was man meiner Meinung ablehnen musste. (a)  

b) Schweiz: So eine Erklärung können wir doch nicht machen (die Liquidation aussprechen).  

Bitte also, die Staatskanzlei zu ersuchen, eine Antwort zu entwerfen.  

M i k l a s: Die Staatskanzlei soll antworten, dass sie auf Grund der Verfassung gewählt und konstituiert ist. 

Wäre dafür, dass eine entsprechende Antwortnote vom Staatssekretär Bauer einvernehmlich mit Justiz 

ausgearbeitet und ….. richtigstellen. [Auslassungen im Stenogramm]  

 

 

Zusätze aus dem Stenogramm 90 

 
4.) B a u e r: 1.) Ungarische Sache: Absolut sicher, dass die ungarische Regierung gewillt ist, ihr Verhältnis 

zu uns wesentlich zu revidieren. Es geht ihnen eben sehr schlecht.  

Böhm (?) ist der unzweifelhaft stärkste Mann in Ungarn heute. Metallarbeiter in der Hand. Mission Böhmen: 

Um zu versuchen, eine Lösung des Problems mit der Entente herzustellen. Seine Entsendung ist beruhigend. 

Sehr vorteilhafte Wendung.  

2.) Wegen Kärnten stehen wir in geradezu ununterbrochenen Verhandlungen wegen Räumung Klagenfurts.  

3.) St. Germain. Engländer und Amerikaner neuerlich Vorstellungen gemacht.  

4.) Wirtschaftlich: Mit den Amerikanern wegen Sicherung der Kredite auf längere Zeit hinaus. Captain 

Gregory bleibt hier. 

 

10.) G r i m m: Einbringung des Staatsvoranschlages: Frage, ob Finanzgesetz vor der Bekanntgabe der 

Friedensbedingungen eingebracht werden soll.  

Für Klein-Deutschösterreich: Jene greifbaren Ziffern, die wir für Südtirol zur Verfügung hatten, eingearbeitet 

sind, und dass außerdem als Anhang ein Pauschalanhang enthalten ist für unser nicht in unserer Verwaltung 

stehendes Gebiet. Vom Feind besetzten Gebiete. (Für die von uns nicht verwalteten Gebiete).  

B a u e r: Vom außenpolitischen Gesichtspunkt keine Bedenken gegen die jetzige Einbringung des 

Finanzgesetzes. Einerseits hat es einen gewissen Vorzug, es jetzt schon einzubringen. Die Zahlen des Budgets 

werden dann von unserer Delegation verwendet werden können bezüglich der Verteilung der Kriegsschuld usw.  

Innerpolitisch ist es zweckmäßig, es einzubringen.  

M i k l a s: 1 Million für die okkupierten Gebiete. 

B a u e r: Lassen Sie die Ziffer so wie sie ist.  

Beschluss: Dienstag-Sitzung: Budget und Donnerstag dem Hause vorzulegen. 

 






































































































